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Allgemeine Chronik

Infrastruktur und Lebensraum

Verkehr und Kommunikation
Strassenverkehr

Mit seiner Botschaft zum Ausbauschritt 2019 STEP Nationalstrassen unterbreitete der
Bundesrat im September 2018 dem Parlament drei Bundesbeschlisse: Den
Bundesbeschluss tber den Zahlungsrahmen Nationalstrassen 2020-2023 flr Betrieb,
Unterhalt und Ausbau im Sinne von Anpassungen, den Bundesbeschluss tber den
Ausbauschritt 2019 fir die Nationalstrassen sowie den Bundesbeschluss Uber den
Verpflichtungskredit flr gréssere Vorhaben im Nationalstrassennetz, fir den
Ausbauschritt 2019 und fur die Planung von noch nicht beschlossenen Projekten.

Der Zahlungsrahmen flr Betrieb und Unterhalt der Nationalstrassen fur 2020-2023
belduft sich in der Fassung des Bundesrates auf CHF 8.156 Mrd. Mit dem Ziel der
Kapazitatserweiterung beantragte der Bundesrat dem Parlament den Beschluss des
Ausbauschrittes 2019 aus dem Strategischen Entwicklungsprogramm (STEP)
Nationalstrassen. Fir gréssere Vorhaben (insbesondere fur den Bau der zweiten Réhre
im Zuge der Sanierung des Gotthard-Strassentunnels), flr die Finanzierung des
Ausbauschrittes 2019 sowie fur die Planung noch nicht beschlossener Projekte
beantragt der Bundesrat einen Verpflichtungskredit von CHF 4.651 Mrd. Fur den
Ausbauschritt 2019 sah der Bundesrat die Projekte Kapazitatserweiterung Crissier,
Bypass Luzern inkl. Ergédnzung Sud (Kriens-Hergiswil) und Ausbau Nord
(Kapazitatserweiterung Rotsee-Buchrain), sowie die Umfahrung Le Locle vor.

Die KVF-NR stimmte den vorgesehenen Projekten zu, beschloss aber, weitere Vorhaben
in den Ausbauschritt 2019 aufzunehmen: Die Umfahrung La Chaux-de-Fonds und die
Umfahrung Nafels seien baureife Projekte, die bereits mit der Annahme des NAF
beschlossen worden seien und aus der Ubernahme des sogenannten neuen
Netzbeschlusses resultierten. Eine Minderheit Téngi (gp, LU) und eine Minderheit
Grossen Jurg (glp, BE) wandten sich gegen die Projekte Crissier und den Bypass Luzern,
fanden jedoch auch im Rat keine Mehrheit. Kritik erwuchs dem Geschéaft in der Debatte
im Nationalrat im Méarz 2019 von linker und gruner Seite: «Ce dossier, c'est un peu
I'neure de vérité» befand etwa Lisa Mazzone (gp, GE) und meinte damit, was auch ihr
Vorredner Philipp Hadorn (sp, SO) schon ausgedriickt hatte - dass es angesichts des
Klimawandels nicht die richtige Losung sei, Milliarden in den Ausbau des
Nationalstrassennetzes zu stecken. Mehrheiten der Fraktionen von SP, Grinen und
Grunliberalen stimmten dem Rickweisungsantrag Tongi zu, welcher jedoch mit 133 zu
53 Stimmen (bei einer Enthaltung) abgelehnt wurde.

Bei der Debatte des Ausbauschrittes 2019 wurden weitere Antrage beraten, etwa der
Antrag Ammann (cvp, SG) zur Aufnahme der Bodensee-Thurtal-Strasse in den
Ausbauschritt 2019, der Antrag Walliser (svp, ZH) fur die Lickenschliessung in der
Zircher-Oberland-Autobahn  oder der Antrag Imark (svp, SO) fur den
Muggenbergtunnel. Obschon alle drei Projekte noch keine Vorprifung durchlaufen
haben, wie Bundesratin Sommaruga betonte, nahm der Rat diese Antrage an und die
Projekte in den Ausbauschritt 2019 auf. Die Tatsache, dass die Kosten der
Lickenschliessung der Zircher-Oberland-Autobahn (Antrag Walliser) noch unbestimmt
waren, fuhrten bei der Abstimmung zur Losung der Kostenbremse zu Verwirrung und
Heiterkeit: Es war nicht klar, wie hoch der Betrag nun eigentlich sein sollte, fir den die
Kostenbremse gelockert wdirde. Auf Ordnungsantrag Glattli (gp, ZH) wurde die
Abstimmung zur Lockerung der Kostenbremse verschoben. '

Mit einer Motion wollte Nationalrat Christian Imark (svp, SO) die Bestrafung von Radar-
Warngruppen stoppen. Artikel 98a des Strassenverkehrsgesetzes sei dahingehend zu
andern, dass Hinweise in geschlossenen sozialen Gruppen, die sich auf den
Strassenverkehr beziehen (Radar-, Stau-, Gefahren-, Unfallwarnungen, Warnungen vor
Polizeikontrollen und dergleichen), nicht mehr bestraft wiirden. Die im September 2017
eingereichte Motion kam im September 2019 in den Nationalrat. Bundesratin
Sommaruga wies auf eine Ungenauigkeit im Motionstext hin: So seien nur 6ffentliche
Warnungen vor Radarkontrollen verboten, nichtoffentliche seien hingegen erlaubt.
Hinweise in tatséchlich privatem Rahmen wirden also nicht verfolgt. Das Verbot
offentlicher Warnungen verteidigte die Verkehrsministerin: Es sei gerade die
Unvorhersehbarkeit ~ der  Radarkontrolle, welche einen guten Teil der
Praventionswirkung ausmache. Im Weiteren gebe es keine Probleme mit der Regelung.
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Der Nationalrat beherzigte diese Ausfihrungen und lehnte die Motion mit 100 gegen 82
Stimmen (bei 8 Enthaltungen) ab. ?

Pannenstreifenumnutzungen mit vereinfachten Verfahren ermdéglichen wollte
Nationalrat Christian Imark (svp, SO) mit einer 2017 eingereichten Motion. Mittels
Pannenstreifenumnutzungen  sollten gemass dem  Motionar Engpdsse im
Nationalstrassennetz mit geringerem Aufwand behoben werden kénnen, als dies mit
reguléaren  Ausbauschritten der Fall sei. Weil jedoch die ordentlichen
Plangenehmigungsverfahren von «Querulantenverbanden>» (Imark) gezielt dazu genutzt
wirden, mit Ubertriebenen Forderungen den Ausbau Uber Jahrzehnte zu blockieren,
solle fur Pannenstreifenumnutzungen kein ordentliches Plangenehmigungsverfahren
notwendig sein, sondern ein vereinfachtes Verfahren durchgefihrt werden kénnen.
Dies lasse sich rechtfertigen, weil die zur Umnutzung der Pannenstreifen notwendigen
baulichen Massnahmen weit geringer seien als jene im ordentlichen Ausbau, so die
Begrindung des Motionars.

Der Bundesrat beantragte die Ablehnung der Motion, da Pannenstreifenumnutzungen
oftmals mit weiteren Arbeiten einhergingen, beispielsweise mit
Larmschutzmassnahmen, was ein ordentliches Plangenehmigungsverfahren doch
notwendig mache. Umnutzungen von Pannenstreifen als lokale Verkehrsmanagement-
Massnahmen ohne gréssere bauliche Veranderungen wirden hingegen ohnehin nicht
dem nationalstrassenrechtlichen Plangenehmigungsverfahren unterliegen. Obschon
Bundesratin Sommaruga bei der Behandlung der Motion im Nationalrat im September
2019 ihren Willen bekundete, «rasch und unblrokratisch» mit temporéaren
Umnutzungen ohne gréssere bauliche Anpassungen umzugehen, nahm die grosse
Kammer die Motion mit 115 gegen 75 Stimmen an (keine Enthaltungen).

Die Nationalrate Benjamin Giezendanner (svp, AG; Mo. 22.3255), Walter Wobmann (svp,
SO; Mo. 22.3280 und Mo. 22.3281) und Christian Imark (svp, SO; Mo. 22.3289) reichten
im Marz 2022 insgesamt vier Motionen zu den aufgrund des Kriegs in der Ukraine
steigenden Benzin- und Heizkosten ein. Wahrend Giezendanner und Wobmann ein
generelles Entlastungspaket fur die Bevolkerung und die Wirtschaft forderten, das bei
der Mineral6lsteuer auf Treib- und Brennstoffen oder beim Berufskostenabzug
ansetzen sollte, wurde Imark konkreter: Er verlangte eine mindestens 50-prozentige
Senkung der Mineralolsteuern auf Treib- und Brennstoffen, der CO2-
Kompensationspflicht sowie der MWST. Zeitgleich reichten die Stédnderate Werner
Salzmann (svp, BE; Mo. 22.3228), Marco Chiesa (svp, Tl; Mo. 22.3244 und Mo. 22.3356)
und Hansjoérg Knecht (svp, AG; Mo. 22.3243) dieselben vier Motionen in der kleinen
Kammer ein.

Der Bundesrat lehnte alle acht Vorstdsse mit derselben Begrindung ab: Er sehe zu
diesem Zeitpunkt keinen Bedarf fur rasche Massnahmen, auch wenn die gestiegenen
Energiepreise eine Herausforderung darstellten. Vor dem Hintergrund dieser
Auswirkungen des Krieges sei aber bereits eine interdepartementale Arbeitsgruppe des
UVEK, des WBF und des EFD eingerichtet worden, welche laufend Grundlagen erarbeite
und darauf aufbauend auch allfallige Massnahmen sowie deren Finanzierung und
Konsequenzen priife. *

Umweltschutz
Klimapolitik

Hintergrund des Postulates «Reduzierte Bemessungsgrundlage bei
Geschiaftsfahrzeugen mit 0g CO2/km im Betrieb» der UREK-NR war die Tatsache, dass
Elektroautos, die als Geschaftsfahrzeuge verwendet werden, gleich besteuert werden
wie Autos mit fossilem Antrieb. Aufgrund des hohen Anschaffungspreises von
Elektroautos habe dies eine starke Belastung durch Einkommenssteuern und
Sozialversicherungen zur Folge. Mit dem im September 2020 eingereichten Postulat
wurde der Bundesrat aufgefordert, in einem Bericht darzulegen, welche Auswirkungen
eine reduzierte Bemessungsgrundlage des Privatanteils fur Inhaberinnen und Inhaber
von Geschéaftsfahrzeugen mit klimaneutralem Antrieb hatte.

Der Bundesrat erklarte sich bereit zu prufen, ob eine differenziertere Bemessung
zugunsten von Elektroautos opportun sei.

Der Nationalrat befasste sich in der Wintersession 2020 mit dem Geschaft. Er nahm das
Geschéft deutlich, mit 133 zu 48 Stimmen (bei einer Enthaltung), an und entschied
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damit im Sinne der Mehrheit der Kommission und entgegen des Antrags Imark (svp, SO),
der die Ablehnung des Postulates gefordert hatte. Die ablehnenden Stimmen stammten
von 47 Mitgliedern der SVP-Fraktion und einem Mitglied der Mitte-Fraktion. ®

Die grosse Kammer beugte sich in der Wintersession 2023 als Zweitrat Uber die
Revision des CO2-Gesetzes fiir die Periode 2025-2030. Die Kommissionsmitglieder
Stefan Muller-Altermatt (mitte, SO) und Delphine Klopfenstein Broggini (gp. GE) stellten
die Vorlage vor. Muller-Altermatt berichtete, dass die Vorlage als «schlank» bezeichnet
werden kénne und damit auch bei einem allfélligen Plebiszit bestehen sollte und
trotzdem dem Ziel der Halbierung der CO2-Emissionen bis 2030 entspreche. Die
vorberatende UREK-NR schlage als einzige gréssere Anderung vor, eine Abgabe auf
Flige mit Privatjets einzufiihren. Ausserdem habe die Kommission mittels Einreichung
eines Vorstosses (Po. 23.4334) versucht, die Ruckverteilung der CO2-Abgabe an die
Haushalte sichtbarer auszugestalten.

In der Eintretensdebatte zeigte sich, dass alle Fraktionen gewillt waren, dem Geschaft
eine Chance zu geben; ein Antrag auf Nichteintreten lag denn auch nicht vor. In den
Voten von Mitte-Nationalratin Priska Wismer-Felder (mitte, LU) und GLP-Mitglied Martin
Baumle (glp, ZH) zeigte sich das Dilemma zwischen dem Willen, ein effektives Gesetz,
welches zu splrbaren Emissionsreduktionen fuhren soll, zu gestalten und der Angst vor
einem Referendum gegen die Vorlage. Matthias Jauslin (fdp, AG) von der FDP und SVP-
Vertreter Christian Imark (svp, SO) warnten vor allem davor, das Gesetz nicht zu
Uberladen respektive keine neuen oder héheren Abgaben einzufihren, damit es nicht
wieder in einer Volksabstimmung abgelehnt werde. Auf der anderen Seit des politischen
Spektrums kritisierten die Grlinen sowie die SP, dass das Gesetz nicht ambitioniert
genug sei. Gabriela Suter (sp, AG) von der SP gab zu bedenken, dass eine bescheidene
Emissionsreduktion flur die Periode 2025 bis 2030 bedeute, dass in den folgenden
Jahren umso strengere und teurere Massnahmen ergriffen werden mussten, um das
Netto-Null-Ziel zu erreichen. Vor diesem Hintergrund wies Grliinen-Vertreter Chistophe
Clivaz (gp, VS) auf die von den Griinen und der SP lancierte Klimafonds-Initiative hin,
mit welcher das Netto-Null-Ziel doch noch erreicht werden konne. Die
Eintretensdebatte abschliessend stellte Umweltminister Albert Résti die fir ihn
wichtigsten Grundsatze der Vorlage vor. Rosti lobte das Tempo, mit welchem die Rate
die Gesetzesrevision berieten. So kédnne es gelingen, dass keine Licke entstehe und das
Gesetz und die ausfihrende Verordnung bis am 1.1.2025 in Kraft gesetzt werden
kénnen. Auch sei es wichtig, dass das Gesetz mehrheitsfahig bleibe, weshalb der
Bundesrat die von der UREK-NR vorgeschlagene Einfihrung einer Flugticketabgabe auf
Privatfllige sowie eine Erhéhung der CO2-Abgabe und der Benzinsteuer ablehne.
Eintreten wurde anschliessend ohne Gegenantrag beschlossen. Die massgebenden
Entscheide, die in der Detailberatung getroffen wurden, waren die folgenden:

Susanne  Vincenz-Stauffachers  (fdp,  SG) Minderheitsantrag  betraf  das
Emissionsreduktionsziel im Inland. Die FDP-Vertreterin beantragte, hierbei dem
tieferen Inlandziel des Standerats zu folgen. Die Mehrheit des Rates sprach sich aber
dafur aus, ihrer Kommission zu folgen und legte das Inlandziel bei 75 Prozent fest.
Dadurch wurde eine erste Differenz zum Erstrat geschaffen. Auch beim CO2-Ausstoss
von neu in Verkehr gebrachten Fahrzeugen folgte der Rat seiner Kommission und stellte
sich damit gegen den Minderheitsantrag Jauslin sowie gegen die Version des
Standerates. Eine weitere wichtige Differenz wurde mit der von der Minderheit Imark
geforderten Streichung der so genannten Uberfiihrungspflicht geschaffen. Mit diesem
Instrument wollte der Bundesrat Importeure von fossilen Treibstoffen verpflichten,
Uber das Inverkehrbringen von erneuerbaren Treibstoffen einen bestimmten Anteil der
CO2-Emissionen aus dem Verkehr zu vermindern. Imark monierte, dass diese
Uberfiihrungspflicht den Benzinpreis massgeblich verteuern werde. Der Nationalrat
stimmte dieser Streichung deutlich zu; neben der Grinen- und der GLP-Fraktion
sprachen sich nur einige Mitglieder der FDP.Liberalen- sowie eine Mehrheit der Mitte-
Fraktion fir die Beibehaltung der Uberfiihrungspflicht aus. Bei der CO2-Abgabe auf
Brennstoffen beantragte eine Minderheit Suter, dass der Bundesrat den Abgabesatz auf
bis zu 180 CHF pro Tonne CO2 anheben kénnte. Die Mehrheit des Rates wollte jedoch
beim Vorschlag des Bundesrats, des Standerats sowie der UREK-NR bleiben, und legte
einen Abgabesatz von héchstens 120 CHF pro Tonne CO2 fest. Im Bereich der Luftfahrt
lehnte der Nationalrat die Einflhrung einer Abgabe fur Flige mit Privatjets ab. Die
geschlossen stimmenden SVP-, FDP.Liberalen- und GLP-Fraktionen sowie eine
Minderheit der Mitte votierten gegen diese Abgabe. Des Weiteren gab auch die
Foérderung von Ladeinfrastrukturen fur Elektroautos zu reden, wobei ein Antrag der
Mehrheit sowie drei Minderheitsantrage vorlagen. Die Mehrheit des Rates folgte hierbei
seiner Kommission und sprach sich dafur aus, in den Jahren 2025-2030 bis zu CHF 20
Mio. fur diese Ladeinfrastruktur aufzubringen. Hiermit entstand eine weitere Differenz
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zum Standerat, der die Forderung der Ladestationen ganzlich gestrichen hatte. Eine
letzte Differenz zum Erstrat schuf die grosse Kammer bei der Thematik der Reduktion
der LSVA fur elektrisch oder mit alternativem Treibstoff betriebene Fahrzeuge. Der
Nationalrat stimmte hierbei mehrheitlich dafir, diese LSVA-Reduktion beizubehalten;
eine links-grine Minderheit, welche von zwei FDP-Mitgliedern unterstitzt wurde, blieb
hier chancenlos.

In der Gesamtabstimmung votierte der Nationalrat mit 136 zu 34 Stimmen bei 26
Enthaltungen fur Annahme des Entwurfs. Die Nein-Voten stammten von Mitgliedern der
SVP-Fraktion; die Enthaltungen allen voran von der Mehrheit der Grinen-Fraktion.

1) AB NR, 2019, S. 206 ff.; BBI, 2018, S. 6949 ff.; BLZ, TA, TZ,12.3.19

2) AB NR, 2019, S. 15629

3) AB NR, 2019, S. 1530

4) Mo. 22.3228; Mo. 22.3243; Mo. 22.3244; Mo. 22.3255; Mo. 22.3280; Mo. 22.3281; Mo. 22.3289; Mo. 22.3356
5) AB NR, 2020, S. 2255

6) AB NR, 2023, S. 2487 ff.; AB NR, 2023, S. 2514 ff.
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